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Neue Filme im 
Verleihpaket!
www.Hungermachtprofite.at

Helfen Sie uns, die Inhalte und Debatten der Filmta-

ge Hunger.Macht.Profite. weiter zu verbreiten und ver-

anstalten Sie selbst Filmvorführungen in Ihrem Umfeld. 

Ihnen stehen in unserem Filmverleihpaket knapp 40 

Filme aus den Hunger.Macht.Profite.-Filmprogrammen 

der letzten Jahre zur Verfügung. Mit diesem Filmpool 

können Sie selbst öffentliche Filmabende in Ihrer Ge-

meinde, Pfarrgruppe, Verein oder an Ihrem Stammtisch 

organisieren. Wir freuen uns auf viele weitere Filmvor-

führungen und Filmgespräche und wünschen schon 

jetzt spannende Filmminuten! 

16.10.-10.12.2015 
Essen Sie eine FIAN-Speise in den teilnehmenden 
Restaurants und helfen Sie damit der 
Menschenrechtsorganisation FIAN beim Einsatz 
für das Recht auf Nahrung.

in Restaurants in Wien, 
Oberösterreich und Steiermark

www.fian.at/mirisstesrecht

Die Speisenaktion von FIAN

HELFEN

ESSEN

DANKE!
Personalia

Das FIAN Büroteam wird seit Mitte Mai von 

Linnéa Richter als Referentin für Presse- und 

Öffentlichkeitsarbeit unterstützt. Ihre bishe-

rigen Arbeitsschwerpunkte waren Ernäh-

rungssouveränität, das globalisierte Agrar- 

und Lebensmittelsystem und Situation und 

Rechte von Landarbeiter_innen in Europa 

mit Schwerpunkt Obst- und Gemüseproduk-

tion in Sizilien.

Ab Herbst wird Gerhard Jakob unser Büro-

team verstärken und unsere Finanzadminis-

tration übernehmen.

Birgit Paltram hat unser Team im Sommer 

verlassen, um sich mehr auf ihre Ausbildung 

zu konzentrieren. Wir wünschen ihr alles 

Gute!
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Macht Handel Hunger?

Präsentation des 
Right to Food and 
Nutrition Watch
Freitag, 30.10. 2015
18.00 Uhr, Dachsaal VHS-Urania, Wien 

Impulsreferat - Biraj Patnaik, Chefberater des 
Obersten Indischen Gerichtshofs im Verfahren um 
das Recht auf Nahrung



Editorial

wir widmen uns in dieser Ausgabe dem Schwerpunkt Zugang 

zu Land. Um das Recht auf Nahrung durchzusetzen, kommt der 

Kontrolle über und dem Zugang zu Land eine Schlüsselfunktion 

zu. Genau dieser Zugang und die Kontrolle für die lokale Bevölke-

rung sind vielerorts stark bedroht. Wodurch das Recht auf Nah-

rung und der Zugang zu Land gefährdet sind, können Sie in un-

serem Schwerpunkt ab Seite zwei lesen. Wir berichten über neue 

Entwicklungen im Addax-Fall in Sierra Leone. Einer unserer Part-

ner war zu Gast in Wien. Darüber hinaus finden Sie ein spannen-

des Interview mit Kurt Langbein zu den Hintergründen des Films 

Landraub – Wir waren in den letzten Wochen in Kooperation mit 

Hunger.Macht.Profite bei einigen Filmabenden als Gesprächspart-

ner dabei. 

Wir wollen Ihnen aber auch berichten, wie Alternativen zum in-

dustriellen Agrarmodell aussehen können. Denn neben der wich-

tigen Kritik, müssen wir auch Ansätze sichtbar machen, die den 

Weg in die Richtung einer Welt ohne Hunger ebnen. 

Wir wünschen Ihnen eine anregende Lektüre.

Linnéa Richter, 

im Namen des Redaktionsteams.
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Thema - zugang zu LAND



Fian arbeitet seit 2013 zum Addax-Fall in Sierra Leo-

ne. Im Juli diesen Jahres wurde bekannt, dass Addax 

die Aktivitäten in seinem Projekt verringert hat. Auf 

Einladung von FIAN Österreich war Joseph Saffa von unse-

rer Partnerorganisation vor Ort, dem Sierra Leone Network 

of the Right to Food (SiLNoRF), Anfang August in Wien zu 

Gast.

Neben einem inhaltlichen Treffen mit Vertreter_innen von 

entwicklungspolitischen NGOs hatte Joseph Saffa einen Termin 

bei der OeEB mit den Zuständigen für die Zusammenarbeit mit 

Addax BioEnergy. Das Treffen bot Joseph Saffa die Möglichkeit 

der OeEB die lokale Perspektive auf das Agrartreibstoffprojekt 

und die damit einhergehenden menschenrechtlichen Probleme 

darzulegen. Des Weiteren konnte das produktive Treffen dazu 

genutzt werden, sich über die neuen Entwicklungen hinsicht-

lich des Addax-Projektes in Sierra Leone (siehe Interview) aus-

zutauschen. Das sehr unerwartete Zurückfahren der Addax-

Projektaktivitäten lässt viele Menschen der lokalen Gemeinden 

in eine ungewisse Zukunft blicken. 

Bereits 2013 traf FIAN Österreich mit Vertreter_innen der 

OeEB und der Austrian Development Agency zu einem Ge-

spräch zusammen, um über das Addax-Projekt und die damit 

einhergehenden Menschenrechtsverletzungen zu berichten. 

Seither steht FIAN Österreich diesbezüglich in regelmäßigen 

Austausch mit den Akteuren der österreichischen Entwick-

lungspolitik. SiLNoRF überwacht seit 2010 die menschenrecht-

lichen, sozialen und ökologischen Folgen des Projektes vor Ort 

und veröffentlicht dazu jährliche Monitoring Berichte. 

Das Schweizer Unternehmen Addax BioEnergy pflanzt in Si-

erra Leone Zuckerrohr im großen Stil an. Dieses wird in Bio-

ethanol umgewandelt - in erster Linie, um die Nachfrage nach 

Agrartreibstoffen in Europa zu befriedigen. Die zwischen der 

Regierung Sierra Leones und dem Unternehmen ausgehan-

delten langen Pachtverträge - zunächst 50 Jahre mit einer 

potenziellen Verlängerung um 20 Jahre - entziehen mehreren 

Generationen den Zugang zu Land und Wasser. Laut SiLNoRF 

gefährdet das Projekt die Ernährungssicherheit im Projektge-

biet rund um Makeni im Norden des Landes. Die Pacht der rie-

sigen Agrarflächen habe gravierende Folgen für die ansässige 

Landbevölkerung und schränke ihr Recht auf Nahrung und 

Wasser ein. Über die Hälfte des Projektes wird durch Entwick-

lungsbanken finanziert; auch die Oesterreichische Entwick-

lungsbank (OeEB), die 2008 als offizielle Entwicklungsbank Ös-

terreich gegründet wurde und den Zielen der Österreichischen 

Entwicklungszusammenarbeit verpflichtet ist, beteiligte sich 

finanziell daran. Die OeEB finanzierte 2010 über den Emerging 

Africa Infrastructure Fund (EAIF) mittels eines Kredites das 

Agrartreibstoff-Projekt des Schweizer Energieunternehmens 

in Sierra Leone mit.

Institutionen der Entwicklungsfinanzierung aus Europa 

spielen eine wichtige Rolle bei der Expansion des Agribusiness 

in afrikanischen Ländern. Sie unterstützen vielerorts landwirt-

schaftliche Großprojekte über so genannte Public-Private-Part-

nerships. Einige fördern so direkt Land Grabbing und setzen 

die Menschenrechte der lokalen Bevölkerung aufs Spiel. Die 

FIAN-Studie „Entwicklungsfinanzierung.Agribusiness.Men-

schenrechte.“ problematisiert die Liaison von staatlichen Ent-

wicklungsakteuren und Agrarkonzernen und zeigt dabei die 

menschenrechtlichen Konsequenzen dieser Zusammenarbeit 

auf. Im Zentrum stehen die extraterritorialen menschenrechtli-

chen Staatenpflichten Österreichs in der Entwicklungsfinanzie-

rung anhand des Agrartreibstoffprojektes in Sierra Leone und 

eines Bewässerungsprojektes in Sambia. 

Philipp Salzmann, Mitarbeiter FIAN Österreich

sIERRA LEONE

AGRARTREIBSTOFFE 
FÜR EUROPA
nEUE ENTWICKLUNGEN IM ADDAX-FALL

Studie - FIAN Österreich (2015): Entwicklungsfi-
nanzierung.Agribussiness.Menschenrechte.

Infosheet - FIAN Österreich (2015): Land Grabbing 
durch Entwicklungsfinanzierung. Agrartreibstoffe in 
Sierra Leone.

Jetzt Printausgabe bestellen! 
Einfach eine E-Mail an office@fian.at
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Es braucht mehr 
Verantwortung 
der Geldgeber
INTERVIEW MIT JOSEPH SAFFA

Joseph Saffa von unserer sierra-leonischen Partnerorga-

nisation SiLNoRF war vom 4. bis 6. August auf Einladung 

von FIAN in Wien. SiLNoRF überwacht seit einigen Jahren 

das Agrartreibstoffprojekt des Schweizer Unternehmens 

Addax BioEnergy in Sierra Leone.

Was sind die neusten Entwicklungen im Addax-Fall?

Addax hat seine Aktivitäten in Sierra Leone seit Juli 2015 für 

einen Zeitraum von sechs Monaten zurückgefahren.

Das Unternehmen war nicht in der Lage die benötigten Men-

gen Zuckerrohr zur Produktion von Ethanol zu bekommen. 

Die Ebola-Epidemie schränkte die Aktivitäten schwer ein. Die 

meisten ausländischen Angestellten mussten das Land verlas-

sen. Das verzögerte die Projektdurchführung. Diebstahl auf 

höchster Ebene war ein weiterer Faktor. Daraufhin musste Ad-

dax seine Aktivitäten zurückfahren, um Kosten zu senken, die 

Probleme zu analysieren und einen neuen Plan aufzustellen. 

Über 3.000 Arbeiter_innen wurden vorrübergehend freige-

stellt. Für den Zeitraum von August bis Dezember 2015 be-

kommen sie jedoch 45 Prozent ihres Gehalts. Auch wenn sich 

Addax optimistisch zeigt, das Projekt im Jänner 2016 wieder 

aufzunehmen, ist dies nicht garantiert. Addax hat verspro-

chen, dass die Sozialprogramme des Unternehmens weiterlau-

fen werden: Das beinhaltet das Farmers Development Program 

(FDP), den Farmer Development Service (FDS), das Village Vege-

tabe Program (VVG) und das WASH Projekt, welches Wasser-

dienstleistung betreibt. 

Wie reagieren die betroffenen Gemeinden auf die Unter-

brechung der Aktivitäten?

Die Gemeinden hatten nicht damit gerechnet. Die Entwick-

lung hat für sie viele Konsequenzen, wie der Verlust von Ar-

beitsplätzen. Es gibt viele Saisonarbeiter, die keinen Anspruch 

auf die weitergeführten Gehaltszahlungen und Sozialpro-

gramme von Addax haben. Andere Sektoren sind auch betrof-

fen, zum Beispiel der Kleinhandel, Zimmerleute, Landbesitzer_

innen und andere Wirtschaftsbereiche. Sie werden darunter 

leiden, dass viele Menschen die Gemeinden verlassen müssen. 

Zusätzlich sind die Lebenskosten gestiegen. Die Menschen 

sind verängstigt durch die ungewisse Zukunft von Addax. 

Viele sind durch Arbeit und andere Serviceleistungen vom Un-

ternehmen abhängig, um ihren Lebensunterhalt zu bestreiten. 

Wie arbeitet SiLNoRF mit den betroffenen Gemeinden?

SiLNoRF arbeitet direkt mit den Gemeinden durch Gemein-

deversammlungen und Einzelinterviews. In den letzten Jahren 

hat SiLNoRF die Affected Land Users Association (AFLUAS) ge-

gründet. Dies ist eine Gruppe von Menschen aus den Gemein-

den, die von SiLNoRF darin ausgebildet werden, ihre Angele-

genheiten selbständig zu bewältigen. Immer wieder arbeitet 

SiLNoRF mit diesen Gemeinden zusammen, um ihre Probleme 

anzugehen.

Was erwartet Ihr (SiLNoRF) von europäischen Geldge-

bern in Bezug auf landwirtschaftliche Entwicklungsfinan-

zierung?

Wir erwarten von den europäischen Geldgebern, dass sie die 

involvierten Unternehmen im Vorhinein besser untersuchen. 

Es muss sichergestellt werden, dass sie die internationalen 

Standards erfüllen. So können die Gelder verantwortlicher 

und für die Gemeinden nutzenbringender eingesetzt werden. 

Weiter erwarten wir, dass Unternehmensaktivitäten unabhän-

gigen Kontrollen unterzogen werden. Es muss sichergestellt 

sein, dass sie auch im weiteren Verlauf ihrer Aktivitäten das 

Richtige tun.

Das Interview führte Brigitte Reisenberger, Mitarbeiterin FIAN Österreich
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„Der Zugang zu natürlichen Ressourcen – Land mit einge-

schlossen – sind ein Menschenrecht, keine Ware“, macht Ibra-

him Coulibaly von der Coordination Nationale des Organisa-

tions Paysannes du Mali zum Kampagnenstart klar. „In Mali 

sind wir Zeugen davon, wie Hunderte von Bauern und Bäue-

rinnen von ihrem Land, das sie seit Generationen bewirtschaf-

ten, vertrieben werden. Wenn sie der Vertreibung Widerstand 

leisten, werden sie verhaftet. Viele Bauern und Bäuerinnen 

migrieren in die Städte, ohne Chance auf einen Job. Andere 

sterben beim Versuch das Mittelmeer zu überqueren“, so Cou-

libaly weiter.

Vor dem Hintergrund des europäischen Jahrs der Entwick-

lung hebt die Kampagne auch den negativen Einfluss von 

EU-Politiken auf Kleinbauern und -bäuerinnen hervor. Han-

ny van Geel, Mitglied der europäischen Koordination von La 

Via Campesina, erklärt: „Die Entwicklungszusammenarbeit 

der EU sollte Kleinbauern und -bäuerinnen als eigenständige 

Investoren behandeln, die von öffentlicher Politik unterstützt 

werden müssen. Im Gegensatz dazu setzt die EU jedoch auf 

Partnerschaften mit Agrarkonzernen und exportorientierte 

Landwirtschaft. Das obwohl es die Kleinbauern und -bäuerin-

nen sind, die nachhaltig die Welt ernähren. Das Ergebnis ist 

die Zerstörung der kleinbäuerlichen Landwirtschaft in Nord 

und Süd im Namen der Ernährungssicherung“.

Dass alternative Ansätze auch in Europa funktionieren 

können, zeigt Alejandra Serrato Delgado des Sindicato Obrero 

del Campo (SOC) aus Andalusien: „Nachdem wir es geschafft 

hatten, etwas Land wiederzugewinnen, konnten wir in einer 

kleinen Stadt nahe Sevilla Lebensmittel produzieren und ver-

arbeiten und so Arbeit und Einkommen für alle Bewohner_in-

nen sichern. Wir sprechen nicht von Eigentum. sondern dem 

Zugang zu Land als Schlüssel zum Recht auf Nahrung“. Das 

Ziel der Kampagne „Hands on the Land“ ist, das Bewusstsein 

für Fragen der Nutzung und Verwaltung von Land und Wasser 

sowie das Recht auf Nahrung und Ernährungssouveränität zu 

schärfen.

In den nächsten drei Jahren werden europaweit  vielfältige 

Aktivitäten veranstaltet: Mit einem breiten Bildungsangebot, 

Anwaltschaftsarbeit und Forschung wird „Hands on the Land“ 

die Zivilbevölkerung, Medien, Aktivist_innen und Entschei-

dungsträger_innen ansprechen und wirkliche Lösungen rund 

um die Nahrungs-, Energie-, Land- und Klimakrise bekannter 

machen.

www.Handsontheland.net

Brigitte Reisenberger, Mitarbeiterin FIAN Österreich

KAMPAGNENSTART: „HANDS ON THE LAND“ 

Zugang zu Land als Schlüssel zum 
Recht auf Nahrung 
Das derzeitige Agrarsystem begünstigt transnationale Konzerne und gefährdet kleinbäuerliche Strukturen. Es treibt 

Land Grabbing, Klimawandel, Hunger und Unterernährung weiter voran. Die neue gesamteuropäische Kampagne 

„Hands on the Land for Food Sovereignty“ stellt sich diesen Entwicklungen entgegen. „Hands on the Land“ rückt die 

Visionen und Bestrebungen derjenigen in den Mittelpunkt, die im Zentrum der Lösung für die Klima- und Nahrungskrise 

stehen: Die Kleinbauern und –bäuerinnen, Hirt_innen und Fischer_innen selbst. An der gemeinsamen Kampagne von 16 

Initiativen, bäuerlichen Bewegungen und NGOs ist auch FIAN Österreich beteiligt. „Hands on the Land“ wird innerhalb 

der nächsten drei Jahre Aufklärungs- und Lobbyarbeit betreiben - auch zu problematischen EU-Politiken.
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interview mit kurt langbein - regisseur „landraub - der film“

„Man könnte viele filme 
über landraub drehen“
L andraub – Der Film ist seit 18. September im Kino. Er erzählt von den Folgen des globalen Landraubs und behandelt 

auch viele Fälle, zu denen FIAN Österreich aktiv ist – Sierra Leone, Rumänien, Kambodscha. In Kooperation mit den 

Filmtagen Hunger.Macht.Profite. gab es in ausgewählten Kinos Filmgespräche mit FIAN Österreich.

Ihre Filme sind sehr facettenreich - von Reportagen zum 

Thema Gesundheit, über die Akte Aluminium hin zu einer 

Doku über Hubert von Goisern. Wie sind Sie auf das The-

ma Landraub gekommen?

Ich habe mich relativ früh in meiner beruflichen Laufbahn 

als Journalist und Filmemacher mit den internationalen Be-

ziehungen in der Landwirtschaft beschäftigt, ebenso mit dem 

Chemieeinsatz und den Folgen in der dritten Welt. Dadurch 

habe ich eine gewisse Sensitivität zu dem Thema bewahrt. Von 

den Ausmaßen die der Landraub angenommen hat, habe ich 

allerdings nicht viel gewusst. Ein Radiofeature von Christian 

Brüser über Landraub in Kambodscha hat mich eines sams-

tagvormittags gepackt. Ich habe ihm gesagt, dass wenn ich 

als überdurchschnittlich Informierter schon so wenig über 

das weltweite Ausmaß von Landraub und die Beteiligung der 

europäischen Politik weiß, glaube ich, dass die meisten Leute 

davon wenig Ahnung haben. Daraufhin habe ich gedacht: Das 

müssen wir unter die Leute bringen.

Welche Schwierigkeiten gab es bei den Dreharbeiten?

Es war zunächst gar nicht so leicht die Beispiele auszu-

wählen. Man könnte, muss ich leider sagen, viele Filme über 

Landraub drehen. Wir haben uns dann bewusst für Beispiele 

entschieden, die jeweils exemplarisch für eine bestimme Form 

von Landraub stehen: Kambodscha als sehr aggressives Bei-

spiel. Sierra Leona, als die Softvariante mit regulären Verträ-

gen, die sogar mit Entwicklungshilfegeldern funktioniert. Aber 

auch da ist zu sehen, dass Verträge zwischen sehr ungleichen 

Partnern zu sehr viel Ungerechtigkeit führen können. Auf der 

anderen Seite wollten wir die Innenwelt der Investoren ken-

nenlernen. Das war mir sehr wichtig, weil ich nichts davon 

halte, vor verschlossenen Schlagbäumen zu stehen und sich 

darüber zu beschweren, nicht hineinzukommen. Wir haben 

uns sehr bemüht, Zugang zu Investoren und ihrer Welt zu fin-

den, sowie zu der Welt der Plantagen und dem Umgang mit 

den Menschen dort. Das war nicht ganz leicht, aber es ist uns 

erfreulicherweise geglückt, weil wir uns sehr im ‚Wording‘ der 

Konzerne bewegt haben. Wir haben einfach gesagt, wir wol-

len nachschauen, wie nachhaltige Palmölwirtschaft wirklich 

funktioniert.

Wie war die Reaktion seitens der Investoren auf den 

Film?

Die Investoren kennen den Film noch nicht. Sie drängen 

sehr darauf, dass wir ihnen den Film zeigen und wir werden 

es zum Zeitpunkt des Kinostarts auch tun. Wir haben ihnen 

gesagt, wir sind weiter an einem inhaltlichen Dialog interes-

siert. Wie wir auch an einem inhaltlichen Dialog mit den po-

litischen Verantwortlichen in der EU interessiert wären. Denn 

die Rahmenbedingungen, unter denen der Landraub stattfin-

det, werden politisch gestaltet. 

Wie sieht der Kontakt zu den Betroffenen seit Ende der 

Dreharbeiten aus? 

Wir haben zu einigen Kontakt, dort wo es möglich ist. Es gibt 

aber auch Dörfer, die gar keinen Strom haben und daher auch 

kein Telefon oder Internet. Mit denen können wir leider keinen 

Kontakt mehr haben.

Wie sehen Sie Ihre Verantwortung als Filmemacher ge-

genüber der Bevölkerung vor Ort?

Ich fühle mich verpflichtet, das Unrecht, das wir sehen und 

filmen konnten, so laut wie möglich in die europäische Welt zu 

schreien, damit es hier in Europa Impulse gibt, die Rahmenbe-

dingungen für die Agrarinvestments zu verändern. 

Zum Abschluss noch eine persönliche Frage: Was haben 

Sie aus der Arbeit am Film gelernt? 

Ich habe gelernt, dass die Entscheidung, ob die Bauern noch 

eine Chance bekommen und unterstützt werden, ihre Erträ-

ge auf ökologische und sinnvolle Art zu steigern, oder ob die 

Agrarindustrie in Zukunft die bäuerliche Landwirtschaft ver-

nichtet, für die Zukunft unseres Planeten von unglaublicher 

Bedeutung ist. Ich habe es in dem Ausmaß selber nicht so klar 

erfasst, wie ich es jetzt sehe. Ich habe vor allem nicht so klar 

gesehen, dass die Alternative der bäuerlichen Landwirtschaft 

machbar ist. Das wird mich auch in Zukunft bewegen.

www.landraub.com 
Das Interview führte Linnéa Richter, Mitarbeiterint FIAN Österreich
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Aus der Fülle weltweit bekannter Fälle von Land 

Grabbing ist die gewaltsame Vertreibung zugunsten 

der Kaweri Coffee Plantation in Uganda besonders 

detailliert dokumentiert worden. Kaweri ist eine 100-pro-

zentige Tochterfirma des Hamburger Rohkaffee-Händlers 

Neumann Kaffee Gruppe. Der Fall bietet Einsicht in die 

schweren Menschenrechtsverletzungen, die solche Inves-

titionen in die Landwirtschaft für die dafür enteigneten, 

vertriebenen und nicht selten traumatisierten Menschen 

zur Folge haben können. Erst die enge Zusammenarbeit 

zwischen den Vertriebenen und deren nationale und inter-

nationale Vernetzung mit Nichtregierungsorganisationen 

wie FIAN konnte den „Fall Mubende“ an die Weltöffentlich-

keit bringen. Dank des tapferen Durchhaltevermögens der 

Betroffenen stand ihr Fall 14 Jahre nach der Vertreibung im 

Juni 2015 auf der Tagesordnung des Sozialausschusses der 

Vereinten Nationen in Genf.

Im August 2001 waren die Bewohner_innen von vier Dörfern 

im Bezirk Mubende/Uganda gewaltsam von der ugandischen 

Armee vertrieben worden. Die Regierung hatte das Land Ka-

weri für den Aufbau einer Kaffeeplantage verpachtet. Häuser, 

Ställe, Felder und Nahrungsmittelvorräte der Betroffenen wur-

den zerstört, etwa 4.000 Vertriebene mussten schutzlos in an-

grenzenden Wäldern kampieren. Seitdem kämpfen sie fried-

lich um Wiedergutmachung und Entschädigung. Bereits seit 

2002 unterstützt FIAN die Vertriebenen in ihrem Kampf für 

Gerechtigkeit. Nach mehr als zehn Jahren eines verschlepp-

ten Gerichtsprozesses stellte der insgesamt siebte (!) Richter im 

März 2013 mehrfach schweren Betrug auf Seiten der Anwälte 

des Unternehmens und der zuständigen ugandischen Behörde 

fest. Der Neumann Kaffee Gruppe wirft er im Urteil vor, stil-

le Beobachter des grausamen Dramas gewesen zu sein und 

jeden Sinn für Menschlichkeit verloren zu haben. Sie hätten 

Menschenrechte und Werte der örtlichen Bevölkerung respek-

tieren müssen. Dieses Urteil stellt einen Meilenstein nicht nur 

für die 4.000 Vertriebenen in Mubende dar, sondern ist eine 

Ermutigung für andere Vertriebene weltweit, für ihre Rechte 

einzutreten.

Laut dem Urteil vom März 2013 sollen die Anwälte des Un-

ternehmens Entschädigungszahlungen in Höhe von umge-

rechnet elf Millionen Euro an die Vertriebenen leisten. Die 

Vertriebenen sollen ein Mitspracherecht bei der weiteren Ver-

wendung des zu Unrecht geraubten Landes bekommen. Beide 

Anordnungen sind bis zum heutigen Tag jedoch nicht umge-

setzt worden. Denn Kaweri hat Berufung gegen das Urteil ein-

gelegt. Doch auch nach fast zwei Jahren sind in dem Verfahren 

noch keine Termine für neue Anhörungen festgelegt worden. 

Der langwierige Kampf um Gerechtigkeit der Vertriebenen in 

Mubende geht also weiter.  Mit Unterstützung von FIAN hat der 

„Fall Mubende“ den Ausschuss für wirtschaftliche, soziale und 

kulturelle Menschenrechte der Vereinten Nationen erreicht. 

Der Ausschuss setzt sich aus 18 Völkerrechtsexpert_innen zu-

sammen, die die Verwirklichung dieser Menschenrechte in den 

Staaten untersuchen, die den Sozialpakt der Vereinten Natio-

nen ratifiziert haben. Anfang Juni befasste er sich mit der Men-

schenrechtslage in Uganda. FIAN hatte zuvor einen ausführli-

chen Bericht über die schweren Menschenrechtsverletzungen 

im Fall der Kaweri Coffee Plantation eingereicht. Auf Einladung 

FIANs konnte darüber hinaus Peter Kayiira, Sprecher der Ver-

triebenen, selbst an der Sitzung des Ausschusses in Genf teil-

nehmen und über anhaltenden Hunger und Mangelernährung 

der Betroffenen sowie ihrer Forderungen auf Rückgabe ihres 

Landes und Entschädigung informieren. Er wies auch darauf 

hin, dass dieser Fall beispielhaft für viele ähnliche Vertreibun-

gen in Uganda sei. Erfreulicherweise haben mehrere Mitglie-

der des Ausschusses den Fall aufgegriffen und gegenüber der 

ugandischen Regierung zum Thema gemacht. So wurde die 

im Sozialausschuss der Vereinten 
Nationen angekommen: 

der „fall - 
mubende“

Vor dem UN-Sozialausschuss sagte er über die verheerenden Folgen der Ver-
treibung aus: „Die Vertreibung von unserem Land wurde gewaltsam durch die 
ugandische Armee durchgeführt. […] Das Gerichtsurteil von 2013 sieht eine En-
tschädigung für uns vor, ordnet aber keine Rückgabe unseres Landes an. Der 
UN-Sozialausschuss sollte den Staat von Uganda auffordern, eine Rückgabe 
unseres Landes zu bewirken.“
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Verdrehung der Tatsachen von Seiten des Staates

Der honduranische Staat listete in seiner mündlichen 

Erklärung eine Reihe von rechtlichen und institutionellen 

Maßnahmen auf, durch die Menschenrechte gewährt wer-

den, ging jedoch nicht auf die tatsächliche Umsetzung ein. 

Honduras erklärte auch, 82 Prozent der 129 Vorschläge sollen 

schrittweise umgesetzt werden. Zur Situation in Bajo Aguán 

wurde angegeben, dass es in diesem Gebiet zwischen 2014 

und 2015 keine gewaltsamen Vertreibungen gegeben habe. 

Nach FIANs Einschätzung hat sich die Situation vor Ort je-

doch kaum verbessert und eine Lösung des Landkonfliktes 

steht nicht in Aussicht.

Die Realität sieht anders aus

Laut Ana María Pineda Medina, Geschäftsführerin von 

FIAN Honduras, reagiert die honduranische Regierung auf 

Landkonflikte immer noch mit Zwangsvertreibung, Militari-

sierung und der Kriminalisierung von Menschenrechtsak-

tivist_innen. Zwischen dem, was die honduranische Regie-

rung deklariert und dem, was tatsächlich geschieht, läge ein 

Meilenstein, erklärte sie. Das führe auch zu einem Mangel an 

Kohärenz von Politik und Praxis und der uneffektiven Um-

setzung des Menschenrechts auf Nahrung. Menschenrechts-

organisationen der UPR Plattform unterstreichen, dass die 

Selbst-Evaluation des Staates weit von der Realität entfernt 

sei, und dass der vorgelegte Bericht des Staates der „Kohärenz 

und Verpflichtung mit Menschenrechten“ entbehre. 

Aus Food First 2/2015, FIAN Deutschland

Zu Besuch in Europa: Peter Kayiira im Gespräch mit Jean Ziegler auf dem 
Alternativgipfel in München

dreiköpfige Regierungsdelegation unter anderem gefragt, wie 

genau die Vertriebenen entschädigt worden seien und wie es 

sein könnte, dass die Betroffenen zugunsten eines privaten Un-

ternehmens vertrieben wurden, obwohl das ugandische Recht 

Vertreibungen nur im öffentlichen Interesse erlaube. Die ugan-

dischen Regierungsvertreter beantworteten all diese Fragen 

lapidar und sachlich falsch damit, dass es sich um einen rein 

privaten Rechtsstreit handele, den die Vertriebenen gewonnen 

hätten. 

Am 26.6.2015 hat der UN-Sozialausschuss in seinen Ab-

schließenden Bemerkungen zum Bericht von Uganda die 

Rechte der Vertriebenen gestärkt: „Der Ausschuss ist beson-

ders besorgt […] über die Tatsache, dass bisher die mögliche 

Entschädigung keine Rückgabe von Landrechten umfasst.“ Der 

UN Sozialausschuss fordert die Regierung unmissverständlich 

auf: „Unternehmen Sie sofortige Maßnahmen, um sicherzustel-

len, dass die Rechte der Mubende Gemeinschaft sowie aller 

anderen gewaltsam vertriebenen Gemeinschaften wieder her-

gestellt werden.“

Rene Vesper, Mitarbeiter FIAN Deutschland

honduras

UPR-Verfahren 
vernachlässigt 
Recht auf 
Nahrung & Land

 FOODFIRST // thema //  7   



Mit der neuen Allianz, an der auch 

afrikanische Regierungen sowie natio-

nale und internationale Unternehmen 

beteiligt sind, wollen die G8-Staaten 

für mehr Privatinvestitionen in Afrikas 

Landwirtschaft sorgen und Public-Pri-

vate-Partnerships (PPP, Öffentlich-Priva-

te Partnerschaften) ermöglichen. Mit 

am Tisch sitzen internationale Kon-

zerne wie Monsanto und Unilever. Die 

Neue Allianz vertritt die Meinung, dass 

Afrikas Wirtschaftswachstum – mit 

der Landwirtschaft als treibende Kraft 

– hohe Potenziale eröffnet und dass die 

Gewinnrate bei Auslandsinvestitionen 

höher ist als in anderen Regionen des 

Globalen Südens. Ihrer Ansicht nach 

ist die Beseitigung von Hunger ohne 

transnationales Kapital und ausländi-

sche Konzerne gar nicht möglich. Das 

zeigt, dass die Neue Allianz weniger 

an der Hungerbekämpfung als an der 

Privatisierung und Exportorientierung 

der Landwirtschaft interessiert ist.

Malawi trat vor allem wegen des Be-

darfs an ausländischen Direktinves-

titionen, die zur Tilgung von Staats-

schulden benötigt wurden, in die Neue 

Allianz ein. Im nationalen Kooperati-

onsvertrag wird angekündigt, bis 2020 

1,7 Millionen Malawier aus der Armut 

zu befreien. Um dies zu erreichen, soll 

Malawi

Ernährungssicherung 
von unten nach oben
Im Jahr 2012 starteten die G8-Staaten die Neue Allianz für Ernährungssicher-

heit mit dem Ziel, 50 Millionen Menschen bis 2020 aus Armut und Hunger zu 

befreien. Zentrale Säule des Programms ist die Einbeziehung des Privatsek-

tors, vor allem großer, transnationaler Konzerne im Agrar- und Ernährungs-

sektor. Malawi ist der Neuen Allianz 2013 beigetreten. Ein Vergleich mit lokalen 

Strategien wie der Initiative Soils, Food and Healthy Communities (SFHC, Boden, 

Nahrung und gesunde Gemeinden) im Norden Malawis zeigt den starken Wider-

spruch zwischen Ansätzen, die auf den Bedürfnissen der lokalen Bevölkerung 

aufbauen und sie stärken, und solchen Ansätzen, die das Interesse großer Kon-

zerne bedienen, um diesen Pflichten nachzukommen. 

Malawi in enger Abstimmung mit in-

ternationalen Geberländern und gro-

ßen Agrarkonzernen vorgehen. In-

dikatoren für die Zielerreichung sind 

weniger Armuts- oder Hungerzahlen, 

sondern ein steigender Verkauf von 

Agrarinput wie Dünger und Saatgut 

und eine verbesserte Bewertung des 

Investitionsklimas für ausländische 

Investoren. Obwohl es in dem Koope-

rationsvertrag explizit um Landwirt-

schafts- und Ernährungspolitiken 

geht, wird das Wort Ernährungssi-

cherheit dort nicht erwähnt. 

Das Resultat war absehbar: Interna-

tionale Konzerne wie Monsanto, Illovo 

Sigar, Bunge oder Limbe Leaf Tobacco 

bauen Tabak, Zuckerrohr und Soja für 

den Export an. Die wenigen prekären 

Arbeitsplätze und Hungerlöhne wer-

den als Erfolg gewertet, während das 

fruchtbare Ackerland für den Export 

statt für die lokale Produktion genutzt 

wird. Der ehemalige UN-Sonderbe-

richterstatter zum Recht auf Nahrung, 

Olivier de Schutter, hat den zu gerin-

gen Landzugang für ländliche Familien 

als ein zentrales Problem hervorgeho-

ben. Das Problem verschärft sich mit 

dieser Politik weiter.

Die erfolgreichen Projekte der Ini-

tiative SFHC machen die Misserfolge 

der Neuen Allianz deutlich. Ihr im Jahr 

2000 ins Leben gerufene Projekt in 

der Region Ekwendent im Norde Ma-

lawis ist mit seinen 10.000 Bäuer_in-

nen weder in seinem Ansatz noch in 

seinen Dimensionen vergleichbar mit 

der Neuen Allianz. Hier wird Mange-

lernährung mit einer Kombination aus 

agrarökologischen Anbaumethoden, 

Partizipation und Veränderung der Ge-

schlechterrollen im Haushalt jedoch 

wirksam bekämpft.

Ein Problem in vielen Haushalten 

ist die ungleiche Arbeitsteilung zu 

Lasten der Frauen. Durch partizipa-

tive Workshops werden Familien be-

fähigt, problematische Aspekte ihres 

Alltags und Handelns zu reflektieren 

und umzustrukturieren. Aufgrund der 

von Männern und Frauen in gemein-

samen Workshops erworbenen Kennt-

nisse über eine nährstoffreiche Vielfalt 

Eine Forscherin von SFHC bei der Dokumentation.
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FIAN beim Gipfel der Alternativen 

Konzerndominanz im 
ernährungssystem
Im Vorfeld des Gipfels der Staats- 

und Regierungschef_innen der 

sieben größten Wirtschaftsnatio-

nen (G7) Anfang Juni auf Schloss Ell-

mau fand am 3. und 4. Juni der In-

ternationale Gipfel der Alternativen in 

München statt. Rund 600 Menschen 

nahmen an dem von zivilgesellschaft-

lichen Organisationen und Akteuren 

organisierten Gegengipfel teil, um 

Kritik an der herrschenden Politik zu 

üben und Alternativen aufzuzeigen. 

Als Co-Veranstalter brachte FIAN die 

Thematik der Konzerndominanz im 

Agrar- und Ernährungssystem in die 

Debatte ein. 

Die Eröffnungsveranstaltung in der 

Freiheiz-Halle war bis auf den letzten 

Sitzplatz belegt. Dank Lautsprechern 

konnten die übrigen Teilnehmenden 

den Worten im Inneren folgen. „Wenn 

jemand in diesem Saal glaubt, dass da 

in Ellmau souveräne und unabhängi-

ge Regierungs- und Staatschef_innen 

zusammenkommen, dann irrt er sich. 

Die Macht ist nicht in Ellmau, sondern 

in Konzernetagen“, schallte die Stimme 

von Jean Ziegler, dem ehemaligen UN-

Sonderbeauftragten für das Recht auf 

Nahrung, über den Vorplatz. Vor der 

Halle boten Stände von FIAN, ATTAC 

und anderen Organisationen und Bünd-

nissen Informationen für Interessierte 

an. Im FIAN-Workshop „Konzernmacht 

grenzenlos“ wurden am zweiten Veran-

staltungstag die Rolle und Aktivitäten 

von Agrar- und Lebensmittelkonzer-

nen und die daraus resultierende Aus-

weitung von Verdrängung, Armut und 

Hunger von kleinbäuerlichen Gemein-

schaften thematisiert. Die fünf Refe-

rent_innen diskutierten Mechanismen 

sowie Auswirkungen von strategischen 

Partnerschaften zwischen Regierungen 

und Multis, Freihandels- und Investiti-

onsabkommen und der Förderung von 

Großprojekten mit Entwicklungsgel-

dern auf das Recht auf Nahrung und 

veranschaulichten dies mit Beispielen 

aus Mosambik.

Bei dem großen Protestmarsch am 

Nachmittag war die fast drei Meter 

große Menschenrechtsfee von FIAN 

Deutschland eine der auffälligsten De-

monstrant_innen. Mit rund 40.000 Teil-

nehmenden aus ganz Deutschland und 

darüber hinaus konnte der Gipfel auch 

am letzten Tag ein erfolgreiches Zeichen 

setzen.

Florian Müller, ist Praktikant bei FIAN Österreich 
und hat am Gipfel der Alternativen teilgenommen.

bei Anbau und Nahrungszubereitung 

und aufgrund der Veränderung der 

Geschlechterrollen im Haushalt hat es 

dieses Projekt erreicht, der Unterent-

wicklung bei Kindern und der allge-

meinen Unterernährung in der Region 

entgegenzuwirken.

Weiterhin schult das Projekt in lokal 

angepassten Landwirtschaftstechni-

ken und legt hohen Wert auf den Aus-

bau lokaler Saatgutbanken, die von den 

Gemeinden selbst gepflegt werden und 

zu denen alle freien Zugang haben. 

Dieses Gesamtpaket hat die Ernäh-

rungssicherheit in der Region stark 

erhöht, die Kosten sind im Vergleich 

zu Megaprojekten der Privatwirtschaft 

gering und es ist ökologisch und sozial 

nachhaltig.

Wichtiger noch: Im Vergleich zur 

Neuen Allianz werden die Menschen 

durch die Initiative SFHC nicht die 

Rolle als prekäre Arbeitskräfte und 

Konsument_innen angereicherter Le-

bensmittel und Agrarinputs reduziert, 

sondern als aktive, einfallsreiche Ak-

teure integriert.

Franceso Adam, Mitarbeiter FIAN Deutschland
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40 Jahre industrielle Landwirtschaft

Auch wenn uns immer wieder suggeriert wird, dass eine 

Entwicklung hin zu einer industriellen, großflächigen und 

auf wenige einheitliche Sorten reduzierte Landwirtschaft 

der einzige Weg sei, die Welt zu ernähren, zeigt die Reali-

tät etwas anderes: Die massive Ausbreitung industrieller 

Landwirtschaft hat bis heute nicht zu einer wirkungsvol-

len Bekämpfung des Welthungers geführt. Immer noch lei-

den knapp eine Milliarde Menschen an schwerem Hunger. 

Eine weitere Milliarde ist mangel- oder fehlernährt, unter 

anderem wegen extrem weiterverarbeiteter industrieller 

Nahrung. Eine wichtige Ursache des Hungers ist, dass 

Nahrungsmittel, die im globalen Süden im industriellen 

Maßstab für den Export produziert werden, nicht bei den 

Armen vor Ort ankommen. Kleinbäuerliche Landwirtschaft 

hingegen macht die Nahrungsmittel lokal verfügbar. Sie 

ernährt schon heute die Hälfte der Weltbevölkerung. Die 

zentrale Behauptung großer Agrarkonzerne, industrielle 

Bewirtschaftungsmethoden seien wesentlich effizienter 

als kleinbäuerliche, ist schlichtweg falsch. Dass dies auch 

wissenschaftlich nicht haltbar ist, zeigt beispielsweise der 

Weltagrarbericht 2008 (www.weltagrarbericht.de). In Kuba 

zum Beispiel erzeugen Kleinbäuer_innen mit einem Auf-

wand von einer Kalorie agrarökologisch bis zu 30 Kalorien 

Nahrung. Industrielle Landwirtschaft produziert mit dem-

selben Energieaufwand im Durchschnitt nur 1,5 Kalorien.

Alternativen: Vielfältig und umsetzbar

Es existieren zahlreiche vielversprechende Möglich-

keiten, mit Entwicklungshilfegeldern nicht länger den 

Ausbau industrieller Landwirtschaft zu fördern, sondern 

kleinbäuerliche, agrarökologische Bewirtschaftungsfor-

men zu stärken. Ein Ansatz sind Kooperationen zwischen 

Kleinbäuer_innen und agrarökologischen Forschungsins-

titutionen. Das agrarökologische Programm Agroecología 

Universidad Cochabamba (AGRUCO) der Universität Coch-

Alternativen zur Macht der Agrarkonzerne 

es geht auch anders!
Mächtige Allianzen zwischen Unternehmen, Institutionen der Entwicklungsfinanzierung und Regierungen propa-

gieren das agrarindustrielle Modell als einzigen Weg zur Hungerbekämpfung. Großflächige Monokulturen, häufig 

für den Anbau von Exportgütern sind eine Folge. Die lokale Bevölkerung geht dabei meist leer aus. Vielerorts 

wird ihr Menschenrecht auf Nahrung und Wasser verletzt. Über diese alten und neuen Allianzen haben wir mehrfach 

berichtet (FOODFirst Magazin 1/2015). Doch diese Entwicklung wird nicht widerstandslos hingenommen: Weltweit gibt es 

viele Alternativen zur industriellen, auf den Weltmarkt ausgerichteten Landwirtschaft.

abamba in Bolivien ist hier beispielhaft. Das Projekt läuft seit 

1990 und wird seit zwanzig Jahren von der Schweizer Direk-

tion für Entwicklung und Zusammenarbeit (DEZA) gefördert. 

Die Forscher_innen der Universität entwickeln im Rahmen von 

AGRUCO Techniken und Konzepte agrarökologischer Bewirt-

schaftung in Bolivien und arbeiten dabei in engem Austausch 

mit lokalen Kleinbäuer_innen. Die Bevölkerung in Cochabam-

ba lernt so, wie Anbaumethoden verbessert werden können 

und die Wissenschaftler_innen erhalten Zugang zum rei-

chen Erfahrungsschatz der indigenen Kleinbäuer_innen. Dies 

wirkt sich wiederum positiv auf die Forschungsergebnisse 

zur nachhaltigen Bewirtschaftung aus – ein sich gegenseitig 

verstärkender Prozess. Durch AGRUCO gelang es, die Ernteer-

träge beim ökologischen Anbau der einheimischen Kartoffel 

Huachya zu verdreifachen. Auch konnten die Kosten des An-

baus durch die Wiedereinführung von organischen Düngern 

gesenkt werden, denn Kunstdünger ist teuer. Gestiegene Ein-

nahmen und gesunkene Kosten haben zu einer Verbesserung 

der wirtschaftlichen Situation der Kleinbäuer_innen geführt. 

Ohne Agrochemikalien geht es also deutlich besser – das Ge-

genteil von dem, was große Chemiekonzerne behaupten. Ein 

weiterer Ansatz ist die Einrichtung von Saatgut-Banken. Hier 

steht die Erhaltung der biologischen Sortenvielfalt im Vorder-

grund, welche für nachhaltige Landwirtschaft unerlässlich 

ist. Kleinbäuer_innen lernen gewöhnlich nur im direkten 

Austausch untereinander, welche Saatgutsorten sich mit Blick 

auf die lokalen Bedingungen am besten eignen. Durch geogra-

fische Isolation vieler Kleinbäuer_innen ist dieser Austausch 

jedoch begrenzt. Ein gutes Beispiel dafür, wie dem abgeholfen 

werden kann, bietet das West Terai Landscape Complex Project 

(WTLCP) in Nepal. Das Projekt lief von 2006 bis 2012 und wur-

de von verschiedenen Geldgebern gefördert, unter anderem 

vom Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen (UNDP). 

Im Westen Nepals wurden insgesamt sechs gemeinschaftliche 

Saatgut-Banken aufgebaut, die Samen von mehr als 600 ver-

schiedenen Getreide- und Gemüsesorten einlagerten. Diese 

Saatgut-Banken sowie regelmäßige „Artenvielfalts-Messen“ 

führten zu einer schnelleren und weiteren Verbreitung des 

 10 // alternativen // FOODFIRST 



Wissens der Kleinbäuer_innen über lokale Saatgutsorten und 

die entsprechenden Anbaumethoden. 

Eine der effektivsten Formen der Förderung kleinbäuerlicher 

Landwirtschaft ist der Aufbau von Erzeuger_innengemein-

schaften. Das Beispiel des Koloharena-Netzwerks in Madagas-

kar zeigt, wie Kleinbäuer_innen durch den Zusammenschluss 

zu größeren Gemeinschaften profitieren können. Von 1999 

bis 2008 unterstützte die Behörde der Vereinigten Staaten für 

internationale Entwicklung (United States Agency for Interna-

tional Development, USAID) den Aufbau des Netzwerks. Kolo-

harena ist ein Dachverband von 29 kleinbäuerlichen Koopera-

tiven mit insgesamt 20.000 Mitgliedern. Das Netzwerk hat die 

Verbreitung einer speziellen agrarökologischen Methode des 

Reisanbaus (System of Rice Intensification, SRI) unter den ange-

schlossenen Kleinbäuer_innen wesentlich einfacher gemacht. 

Dadurch konnten die durchschnittlichen Ernteerträge fast ver-

doppelt und die Bewirtschaftung nachhaltig gestaltet werden. 

Vor allem aber hat Koloharena die Verhandlungsmacht der 

Produzent_innen gesteigert. Sie erhalten für ihre Ernte nun 

einen Festpreis, der jeweils zu Saisonbeginn von Koloharena 

mit den Abnehmer_innen verhandelt wird. Dies hat die Ein-

kommenssicherheit erhöht und ermöglicht den Kleinbäuer_

innen, in Verbesserungen der Arbeitsmittel zu investieren und 

Rücklagen anzulegen.

Alternativen in Österreich

Auch in Österreich gibt es vielversprechende Ansätze zur 

Stärkung alternativer Ernährungssysteme. Die österreichische 

Nyéléni-Bewegung für Ernährungssouveränität basiert auf 

einer globalen, 2007 in Mali initiierten Bewegung von Klein-

bäuer_innen, die sich zum Ziel gesetzt hat, das globale Agrar- 

und Ernährungssystem zu verändern und aktiv mitzugestal-

ten. Im Anschluss an das Treffen in Mali fand 2011 das erste 

europäische Nyéléni-Forum in Krems statt und drei Jahre spä-

ter, 2014, das erste österreichische Forum in Goldegg. Dort tra-

fen sich über 250 Bauern und Bäuerinnen, Konsument_innen, 

Gärtner_innen, Gewerkschafter_innen, kritische Wissen-

schafter_innen und Aktivist_innen, um gemeinsam Strate-

gien für ein sozial und ökologisch gerechtes Agrar- und Le-

bensmittelsystem zu erarbeiten und die Netzwerke zwischen 

Bäuer_innen und Konsument_innen zu stärken. So konnten 

regionale Probleme identifiziert, Alternativen gefunden und 

gemeinsame Aktionen zur Umsetzung von Ernährungssou-

veränität organisiert werden. In den Nyéléni Lokalgruppen 

wird seitdem weiter gearbeitet. Wer sich einbringen möchte, 

ist herzlich zum Herbsttreffen vom 13.-15.November in Mut-

ters bei Innsbruck, Tirol, eingeladen.

Weitere aktuelle Informationen über Projekte und Termine 

unter www.ernährungssouveränität.at.

Ein weiteres Beispiel dafür, dass es auch anders geht, ist 

Solidarische Landwirtschaft (SoLaWi), auch bekannt unter 

Community Supported Agriculture (CSA). Mehrere Privat-

haushalte tragen die Kosten eines landwirtschaftlichen Be-

triebs, wofür sie im Gegenzug dessen Ernteertrag erhalten. 

Manche gehen noch weiter und bewirtschaften gemeinsam 

ein Stück Land. Die Lebensmittel werden hier nicht mehr 

über den Markt vertrieben, sondern fließen in einen eige-

nen, durchschaubaren Wirtschaftskreislauf, der von den 

Teilnehmenden mitorganisiert und finanziert wird. Das sorgt 

für echte Transparenz ohne Zertifzierungsbürokratie und 

befreit die Bäuer_innen vom Preisdruck durch schwankende 

Weltmarktpreise. In Österreich gibt es derweil über 20 CSA-

Projekte (Liste der Projekte: www.ernährungssouveränität.

at/wiki/CSA-Betriebe_und_Initiativen_in_Österreich). Seit 

2012 gab es zwei Vernetzungstreffen und auch am österrei-

chischen Nyéléni-Forum gab es eine Gruppe zu Solidarischer 

Landwirtschaft. 

Justus Haussmann und Nina Bürger, FIAN Deutschland und Linnéa Richter, 
Mitarbeiterin FIAN Österreich

Die Grafiken (© Marischka Lutz) 
entstammen der Broschüre „Konz-
ernmacht grenzenlos – die G7 und 
die weltweite Ernährung“. Die Bro-
schüre steht auf www.fian.de kos-
tenlos zum Downlod bereit.
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Anfang Juli 2015 tagte erstmals die Arbeitsgrup-

pe des UN-Menschenrechtsrats, die beauftragt ist, 

über ein verbindliches Abkommen zu menschen-

rechtlichen Verpflichtungen von Unternehmen zu verhan-

deln. FIAN Österreich setzte sich als Mitglied der Treaty 

Alliance für die Einrichtung einer solchen Arbeitsgruppe 

ein und begrüßt daher deren Umsetzung durch den Men-

schenrechtsrat. 

In der Treaty Alliance haben sich mehr als 600 zivilgesell-

schaftliche Organisationen und soziale Bewegungen aus über 

90 Ländern zusammengeschlossen, um den Prozess hin zu 

einem verbindlichen Abkommen zu unterstützen. Viele von ih-

nen sind selbst Betroffene von Menschenrechtsverstößen von 

transnationalen Unternehmen - sei es im Bergbau-, Öl- oder 

Agrarsektor.

FIAN Österreich forderte im Vorfeld der Verhandlungen in 

einem Brief an Bundesminister Sebastian Kurz Österreichs 

konstruktive Beteiligung in der Arbeitsgruppe. Österreich und 

auch die Europäische Union blieben den Verhandlungen je-

doch fern, während viele Staaten engagiert darüber debattier-

ten, wie die Grundzüge eines neuen Abkommens aussehen 

sollen. 

Abkommen zu 
Konzernen
und menschen-
rechten
Arbeitsgruppe des 
UN-Menschenrechtsrats tagte 
erstmals in Genf

Knapp hundert Vertreter_innen der Zivilgesellschaft, darun-

ter auch FIAN, brachten ihre Expertise ein und organisierten 

vier Tage lang ein Programm auf dem Platz vor dem UN-Ge-

bäude. 

Die Delegation der Europäischen Union versuchte durch An-

träge zur Tagesordnung den Ablauf zu stören und das Man-

dat der Arbeitsgruppe zu verändern. Nachdem sich die EU am 

ersten Tag nicht durchsetzen konnte, nahm sie am weiteren 

Verlauf der Sitzung nicht mehr teil und verweigerte sich so 

einem konstruktiven Dialog. 

Die nächste Verhandlungsrunde wird im Juli 2016 stattfin-

den. In der Zwischenzeit wird es eine Reihe von Konsultati-

onen und den Versuch geben, die bisher abwesenden Staaten 

an den Tisch zu holen. Laut Plan soll 2017 ein erster Entwurf 

des Abkommens vorgelegt werden. FIAN wird im Rahmen der 

Treaty Alliance den Prozess bis dahin weiter begleiten.

www.treatymovement.com

Linnéa Richter, Mitarbeiterin FIAN Österreich
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System Change, 
not Climate 
Change!
Anfang Dezember findet in Paris die seit mehreren 

Jahren wichtigste Klimaverhandlung statt: Bei der 

21. Vertragsstaatenkonferenz (COP 21) soll endlich ein 

bindendes Abkommen zur Begrenzung der Erderwärmung 

beschlossen werden – als Nachfolger von Kyoto. 

Doch schon jetzt zeichnet sich ab, dass die geplanten Ziel-

setzungen nicht ausreichen oder gar unangemessen sind. Ei-

nige Lösungsstrategien, die diskutiert werden, gehen gänzlich 

in die falsche Richtung – wie zum Beispiel Agrartreibstoffe, 

marktbasierte Strategien wie Emissionshandel oder „Climate 

Smart Agriculture“. Angemessene Lösungen, wie ein baldiger 

Stopp der Extraktion und Verbrennung fossiler Brennstoffe 

oder eingeschränkter Welthandel, sind nicht in Sicht. Stattdes-

sen geht es um freiwillige Versprechen und vielfach höchst 

problematische Klimaschutzmechanismen. Sie lenken von den 

Ursachen des Klimawandels ab und führen zu „Klimaunge-

rechtigkeit“ und vermehrtem Land Grabbing. Damit gefährden 

sie direkt das Recht auf Nahrung und weitere Menschenrechte. 

Anfang des Jahres hat sich die Initiative „System Change, 

not Climate Change!”, bestehend aus FIAN Österreich, Finance 

& Trade Watch, ÖBV- Via Campesina, Attac Österreich, Dreikö-

nigsaktion, Alternatiba), gegründet. Sie hat sich zum Ziel ge-

setzt, problematische Klimastrategien kritisch zu hinterfragen 

und alternative tatsächliche Lösungen aufzuzeigen. So soll 

ein neuer und kritischer Diskurs in die breitere Öffentlichkeit 

getragen werden. Denn wir brauchen grundlegende Verän-

derungen unserer Lebensweise und unseres Wirtschaftssys-

tems, um dem Klimawandel entgegenzutreten. 

Organisationen und Initiativen sind dazu eingeladen, das Po-

sitionspapier „12 Schritte gegen Klimawandel und für Klimage-

rechtigkeit“ zu unterzeichnen. Weitere Kampagnenelemente im 

Vorfeld des COP21 sind Diskussionsveranstaltungen, Bildungs-

material, ein Referent_innen-Pool, sowie die internationalen 

Klimaaktionstage Ende November. 

www. systemchange-not-
climatechange.at
Magdalena Heuwieser, Finance and Trade Watch

#lesetipps
Die Illusion des grünen Wachstums
Das Klima muss geretet werden, aber wie? Die neu angepriesende 

Lösung heisst Green Economy - nachhaltig produzieren, aber ohne 

auf Wachstum zu verzichten: Mit Agrartreibstoff statt Benzin und 

Aquakultur, statt Überfischung. Doch Kathrin Hartmanns Buch 

zeigt, auch der grüne Kapitalismus hat einen imensen Rohstoff-

hunger: Für Agrartreibstoffe werden Regenwälder abgeholzt und 

Menschen von ihrem Land vertrieben. Durch Aquakultur werden 

Reisfelder und Mangrovenwälder zerstört gegen den Willen der lo-

kalen Bevölkerung. All das vorangetrieben von Unternehmen, sub-

ventioniert von der Politik, unterstützt von Umweltorganisationen. 

Ein lesenswertes Buch, das gut recherchiert den Traum vom grü-

nen Wachstums platzen lässt.

Hartmann, Katrin (2015): Aus kontrolliertem Raubbau. Wie Politik und 
Wirtschaft das Klima anheizen, Natur vernichten und Armut produzieren. 
Blessing:München, 2015.

Land Grabbing und Widerstand in Europa 
In Europa gelten Landfragen kaum als Problem. Diese Studie zeigt 

jedoch eine andere Realität: Viele der im Zusammenhang mit der 

Landfrage bestehenden Probleme existieren auch in Europa. Die 

auf Beispiele aus Deutschland und Österreich begrenzte vorliegen-

de deutsche Fassung des vollständigen Berichts Land concentrati-

on, land grabbing and people’s struggle in Europe zeigt, wie viele 

der tiefgreifenden sozialen, kulturellen, politischen und ökonomi-

schen Probleme bezüglich dem Zugang zu Land auch in Europa ein 

Ursprung für aufkommende Kämpfe sein können. 

Download auf www.fian.at

Zugang zu Land muss geschützt werden! 
Während Anleger_innen einen hohen Schutz genießen, sind Land-

rechte lokaler Gemeinden kaum abgesichert. Der neue Bericht von 

„Hands on the Land“ und Concord untersucht die aktuellen Trends 

im europäischen Investitionsregime und der Entwicklungszusam-

menarbeit. Er zeigt, wie diese im Gegensatz zum EU Engagement 

zur Verwirklichung der Menschenrechte stehen. 

Concord/ Hands on the Land (2015): Investing for Development? Download: 
www.handsontheland.net

Agrarriesen in der Hungerbekämpfung? 
Neue Möglichkeiten der Profitmaximierung vorbei an den Ursachen 

des Hungers. Broschüre der Rosa Luxenburg Stiftung zum Internatio-

nalen Gipfel der Alternativen mit Beitrag von Philipp Salzmann, FIAN 

Österreich, zur neuen Allianz für Ernährungssicherung.

Studienreihe Zivilgesellschaftliche Bewegungen – Institutionalisierte Politik: 
Thema (2015): Internationaler Gipfel der Alternativen. Nr 30, München/ Gar-

misch.
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Frei von Hunger zu sein, ist kein Pri-

vileg, sondern ein Menschenrecht. Über 

die Hälfte der Menschen, die weltweit 

Hunger leiden, sind Kleinbäuer_innen. 

Hunger betrifft somit in erster Linie 

diejenigen, die am Land leben und ei-

nen Großteil der globalen Lebensmittel 

produzieren. 

Kleinbäuer_innen fordern schon 

seit Jahren eine eigene Erklärung ih-

rer Rechte, um beispielsweise besser 

vor Landvertreibungen geschützt zu 

sein oder sich gegen die Verwendung 

von Gentechnik-Saatgut zur Wehr zu 

setzen. Deswegen setzt FIAN sich für 

eine Stärkung der Rechte von Klein-

bäuer_innen durch eine eigene Men-

schenrechtserklärung ein. Wir arbeiten 

in diesem Ansinnen eng mit der globa-

len kleinbäuerlichen Bewegung La Via 

Campesina zusammen. 

Der Menschenrechtsrat der Verein-

ten Nationen in Genf hat im September 

2012 ein Mandat erteilt, um an einer 

Erklärung für die Rechte von Klein-

bäuer_innen zu arbeiten. Das war ein 

Meilenstein! Nun tagt die damit be-

traute Arbeitsgruppe regelmäßig. Die 

EU – und auch Österreich – steht der 

Erklärung aber nach wie vor kritisch 

gegenüber. Doch die Unterstützung im 

Menschenrechtsrat wächst stetig, auch 

aufgrund der Arbeit von FIAN. 

Linnéa Richter, Mitarbeiterin FIAN Österreich

Treffen mit EU Vertreter_innen in Genf

Deklaration der Rechte 
von Kleinbäuer_innen 
voranbringen 
Anfang Juni 2015 traten Via Campesina, FIAN und andere Unterstützer_in-

nen für drei Tage mit europäischen Vertreter_innen in Genf zusammen 

und diskutierten den neuen Entwurf der Erklärung über die Rechte von 

Kleinbauern und -bäuerinnen.

Dieses Treffen erfolgte nach der zweiten Sitzung der UN-Arbeitsgruppe zur Erklä-

rung der Rechte von Kleinbauern und -bäuerinnen, die im Februar im Menschen-

rechtsrat stattgefunden hatte (siehe Kurzbericht FOODFirst 2/2015). Florence Kroff 

von FIAN Belgien war mit von der Partie und erklärte den Anlass des Treffens: „An-

gesichts der schlechten Beteiligung von Vertreter_innen der EU-Mitgliedsstaaten in 

der Verhandlungsrunde schien es uns wichtig, eine Sitzung mit den Delegationen 

der Europäischen Union in Genf zu organisieren. Wir wollten die Inhalte der Deklara-

tion diskutieren sowie unsere Sicht als Expert_innen und europäische Landwirt_in-

nen einbringen.“

Am 3. Juni trafen sich Ana María Suárez (FIAN International), Anna Geiger von der 

ÖBV-Via Campesina Austria und Vertreter_innen der ABL und Uniterre Suisse mit 

der offiziellen österreichischen Vertretung in Genf, um über die Inhalte der Erklä-

rung zu sprechen. Einige Aspekte der Deklaration, wie z.B. die Verankerung von Frau-

enrechten oder der Zugang zu Justiz, werden von Österreich sehr positiv bewertet. 

Vorstöße in Richtung der Verankerung neuer Rechte, wie dem Recht auf Land oder 

Saatgut, werden von Österreich und der EU recht kritisch gesehen. Am folgenden Tag 

konnten in einem größeren Treffen Vertreter_innen der europäischen Koordination 

von La Via Campesina und ihre Verbündeten ausführlicher mit der ständigen Vertre-

tung der Europäischen Union bei den Vereinten Nationen sprechen. Gastgeberin war 

die luxemburgische Vertretung, als Vorbereitung auf ihren EU-Ratsvorsitz. 

Im September 2015 wird die nächste Sitzung des Menschenrechtsrats in Genf statt-

finden. Dort sollte der Rat das Mandat der zwischenstaatlichen Arbeitsgruppe ver-

längern. Via Campesina, FIAN und andere Verbündete appellieren ausdrücklich an 

die Vertreter_innen der EU, sich an ihre internationalen Verpflichtungen zu erinnern 

und die Herausforderung anzunehmen, sich konstruktiv einzubringen. 

Linnéa Richter, Mitarbeiterin FIAN Österreich

Warum müssen die 
rechte von 
kleinbauern und 
-bäuerinnen 
geschützt werden?
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fian speisenaktion

„Mir isst es recht“ geht in die 
fünfte Runde!
Am 16. Oktober, dem Welternährungstag, startet zum mittlerweile fünften Mal die kreative FIAN-Speisenaktion „Mir 

isst es Recht“. Die Beiträge werden dieses Jahr für die Stärkung und den Schutz der Rechte von Kleinbäuer_innen 

verwendet. In Lokalen in Wien, der Steiermark und Oberösterreich werden zwischen Oktober und Dezember aus-

gewiesene FIAN-Gerichte serviert. Pro Speise gehen 1 bis 1,50 Euro an FIAN. Damit wird der Einsatz gegen Verletzungen 

des Menschenrechts auf Nahrung und für eine Welt frei von Hunger unterstützt

Das Menschenrecht auf Nahrung ist ein zentrales Instru-

ment um den weltweiten Hunger, Mangel- und Unterernäh-

rung zu reduzieren. Durch die Speisenaktion soll auf dieses 

Menschenrecht aufmerksam gemacht werden. Unabhängige 

Finanzierung durch Spenden ist zudem eine wichtige Voraus-

setzung für die erfolgreiche Menschenrechtsarbeit, darum gibt 

es die FIAN-Speisenaktion.

So einfach können Sie mitmachen!

Im Oktober geht’s los: Essen Sie eine FIAN-Speise in einem 

der Aktionslokale und unterstützen Sie damit unseren Einsatz 

für die Stärkung der Rechte von Kleinbäuer_innen!

www.fian.at/mirisstesrecht

Was sagen die Mitarbeiter_innen teilnehmender Lokale 

zu unserer Aktion? Seit Juli 2012 betreiben Julia Oswald 

und Tanja Obernberger das Wirtshaus „Die Donauwir-

tinnen“. Sie kaufen ihre Grundprodukte aus dem direkten 

Umfeld und unterstützen dadurch die kleinstrukturierte 

Landwirtschaft. Wir haben bei den zwei Donauwirtinnen 

in Linz, die schon mehrfach bei unserer Speisenaktion 

teilgenommen haben, für das FOODFirst nachgefragt:

  

Am Welternährungstag startet wieder die FIAN-Spei-

senaktion „Mir isst es Recht“. Was sind eure Beweg-

gründe heuer wieder bei der Aktion teilzunehmen? 

Wir haben ganzjährig eine Aktion in unserer Speisekarte, 

mit der wir verschiedene Organisationen unterstützen wol-

len die uns am Herzen liegen. Ernährungssouveränität ist 

eines der wichtigsten Themen unserer Generation.

Wie wurde die Aktion von den Gästen bisher ange-

nommen? 

Durch die Aktion konnten wir vielen unserer Gäste FIAN 

vorstellen, die die Organisation bisher noch nicht kannten.

Die Reaktionen waren durchwegs positiv und es entwickel-

ten sich dadurch auch viele Gespräche am Tisch.

Was dürfen die Gäste heuer kulinarisch von den Do-

nauwirtinnen während der Speisenaktion erwarten?

Bei uns wird es wieder eine vegetarische Suppe nach Sai-

son geben, um damit möglichst vielen Gästen die Möglich-

keit zu geben, einen Beitrag zu leisten.

Das Interview führte Philipp Salzmann, Projektleiter „Mir isst es Recht“
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Das Büroteam und der Vorstand 

von FIAN Österreich haben sich 

vom 19. bis 21. September in 

Gresten, Niederösterreich, getroffen, 

um an den inhaltlichen Schwerpunk-

ten und der Strategie der nächsten drei 

Jahre zu arbeiten.

Ausgestattet mit Flipcharts, bunten 

Stiften und vielen Ideen, fanden wir uns 

im Seminarhaus Walsberg zusammen. 

Dort wo nun unsere Köpfe rauchten, 

wurden einst die Tanzbeine geschwun-

gen – im jetzigen Seminarhaus tanzte 

vor über 20 Jahren die ganze Region in 

der damals berühmten Kuhstalldisko.

 Die gute Stimmung hat sich der Ort 

bewart und so gingen wir mit Elan an die 

Arbeit: Die zentralen Programmpunkte 

waren die Stärkung der internen Struk-

turen von FIAN, eine Steigerung der Mit-

gliederzahl und die Diversifizierung un-

serer Finanzierung, um auch weiterhin 

unabhängig für das Recht auf Nahrung 

aktiv zu sein. In den nächsten Jahren 

wird thematisch Altes bleiben und Neu-

es dazukommen: Zugang zu Land bleibt 

im Fokus – in der Fallarbeit zu Addax in 

Sierra Leone und weiteren Recherchen 

zu Land Grabbing. Das Recht auf Wasser 

soll wieder einen höheren Stellenwert 

bekommen. Mit der Auseinandersetzung 

zur zunehmenden Landkonzentration in 

Österreich wird hingegen ein neuer As-

pekt aufgegriffen. Wir werden uns mit 

Verletzungen des Rechts auf Nahrung 

entlang der Wertschöpfungskette in der 

Lebensmittel- und Ernährungsindustrie 

beschäftigen - in Ländern des Globalen 

Südens, aber auch bei Erntehelfer_innen 

in Österreich. Besonders Sorge macht 

uns der zunehmende Eingriff der Indus-

trie auf globale Steuerungsmechanismen 

und politische Entscheidungsgremien. 

Unser Einsatz für Menschenrechte ohne 

Grenzen – die extraterritorialen Staa-

tenpflichten – bleibt uns daher wich-

tig. Zudem wollen wir wieder an einem 

Parallelbericht über die Lage der wirt-

schaftlichen, sozialen und kulturellen 

Rechte arbeiten, uns für die Deklaration 

der Rechte von Kleinbäuer_innen sowie 

für ein verbindliches Abkommen zur 

Regulieren von transnationalen Konzer-

nen einsetzen. Wir werden weiter global 

denken, aber zusätzlich stärker zu Men-

schenrechtsverletzungen in Österreich 

arbeiten: Immer mehr Menschen in Ös-

terreich sind nicht mehr in der Lage, sich 

angemessen und in Würde zu ernähren, 

wie es das Menschenrecht auf Nahrung 

verlangt – dazu werden wir im Rahmen 

der Armutskonferenz aktiv sein. 

Nach dem Klausurwochenende sind 

wir voller Energie und gehen motiviert 

neue Pfade – das ist auch gut so, denn 

wir haben viel vor! 

Brigitte Reisenberger, Mitarbeiterin FIAN Österreich

fian plant 3-jahresstrategie

rauchende köpfe 
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13. bis 15.November 2015 
in Mutters bei Innsbruck, Tirol
Die Bewegung für Ernährungssouveränität gedeiht. 
Wir wollen bei unserem Herbsttreffen alle Bewe-
gungsaktiven und Interessierte einladen, uns auszu-
tauschen, inhaltlich zu diskutieren und gemeinsam 
nächste Schritte zu gehen.

Am Freitagabend mit öffentlicher Filmvorführung und Diskus-
sion. Am Samstag Workshops zu Themen wie Milch, Zugang zu 
Land, Alternative Vermarktungswege und vieles mehr! 

www.ernährungssouveränität.at

info@ernährungssouveränität.at



Weltweit  werden Menschen durch die vor-
herrschenden politischen, sozialen und wirt-
schaftlichen Strukturen systematisch daran 
gehindert, ihr Menschenrecht auf Nahrung 
durchzusetzen. FIAN setzt sich als interna-
tionale Menschenrechtsorganisation dafür 
ein, dass alle Menschen frei von Hunger 
sowie in Würde leben und sich eigenver-
antwortlich ernähren können. FIAN tut das 
auf Basis internationaler Menschenrechts-
abkommen, insbesondere des Paktes über 
wirtschaftliche, soziale und kulturelle Men-
schenrechte. 

Mit 19 Sektionen und Koordinationen und 
Mitgliedern in 50 Ländern ist FIAN weltweit 
präsent. Seit 25 Jahren wirkt die Arbeit von 
FIAN lokal, national und auf internationaler 
Ebene. Als FIAN Österreich zeigen wir die 
Mitverantwortung der österreichischen Poli-
tik und Unternehmen am weltweiten Hunger 
auf. Von ihnen fordern wir bei Verletzungen 
des Menschenrechts auf Nahrung Rechen-
schaft ein. FIAN engagiert sich in konkreten 
Fällen vor Ort. Gleichzeitig setzen wir uns 
für politische Rahmenbedingungen ein, die 
Menschenrechte zum Maßstab haben. 

FIAN Österreich
Schwarzspanierstraße 15/3/1
1090 Wien


